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Bericht  des Petitionsausschusses Nr. 42 vom 12. März 2002

Der Petitionsausschuss hat am 12. März 2002 die nachstehend aufgeführten drei
Eingaben abschließend beraten. Der Ausschuss bittet, die Stadtbürgerschaft möge
über die Petitionen wie empfohlen beschließen und die Vorlage dringlich behan-
deln.

Silke Striezel
(Vorsitzende)

Der Ausschuss bittet, folgende Eingabe für erledigt zu erklären:

Nr. der Eingabe Gegenstand Begründung

—  1  —

Der Ausschuss bittet, folgende Eingaben für erledigt zu erklären, da sie nicht ab-
hilfefähig sind:

Nr. der Eingabe Gegenstand Begründung

Der in der Petition genannte srilanki-
sche  Staatsangehörige  hat  in  einem
Asylverfahren erfolglos seine Anerken-
nung als Asylberechtigter bzw. die Ge-
währung von Abschiebeschutz bean-
tragt. Damit ist der genannte Staatsan-
gehörige gemäß § 42 Asylverfahrens-
gesetz verpflichtet, die Bundesrepublik
Deutschland zu verlassen. Das in der
Petition begehrte Aufenthaltsrecht zur
Ausübung einer Erwerbstätigkeit kann
nicht gewährt werden. Die bisherige
Ausübung der Erwerbstätigkeit erfolg-
te vor dem Hintergrund, dass das Asyl-
erstverfahren anhängig war und Asylbe-
werbern dann, wenn kein bevorrech-
tigter  Arbeitnehmer  zur  Verfügung
steht, die Arbeitserlaubnis erteilt wird,
damit sie zur Bestreitung des Lebens-
unterhaltes nicht auf Sozialhilfemittel
zurückgreifen müssen. Diese Erteilung
der  Arbeitserlaubnis  erfolgt  jedoch
nicht, um den Asylsuchenden in die Po-
sition eines ausländischen Arbeitsneh-
mers zu bringen. Ebenso wenig ist die-
se Erwerbstätigkeit als Ausnahmetat-
bestand  von  dem  Anwerbestopp  von
ausländischen Arbeitnehmern zu sehen.
Nach negativem Ausgang eines Asyl-
verfahrens kann einem Ausländer der
Aufenthalt nur erlaubt werden, wenn
er einen Rechtsanspruch auf Erteilung

S 15/174 Beschwerde gegen ein Nutzungs-
verbot

Nachdem die Petenten das in Rede ste-
hende Haus verkauft haben, ist das Be-
gehren gegenstandslos geworden. Der
neue Eigentümer ist über die Proble-
me unterrichtet.

S 15/199 Aufenthaltsregelung



Nr. der Eingabe Gegenstand Begründung

Druck: Hans Krohn, Bremen

der Arbeitserlaubnis besitzt. Diese Vor-
aussetzung ist erfüllt, wenn der Auslän-
der sich erfolgreich auf Artikel 6 Grund-
gesetz berufen kann, nicht jedoch im
Falle der Ausübung einer Erwerbstätig-
keit,  selbst  dann  nicht,  wenn  diese
schon während des durchgeführten Asyl-
verfahrens ausgeübt wurde. Vertrauens-
schutzgründe greifen hier nicht, weil,
wie bereits ausgeführt, der eigentliche
Aufenthaltszweck die Durchführung des
Asylverfahrens war. In diesem Zusam-
menhang ist darauf hinzuweisen, dass
es dem Petenten durchaus möglich sein
müsste, eine geeignete Ersatzkraft für
die von ihm beschriebene Erwerbstä-
tigkeit zu bekommen. Bei den darge-
stellten Schwierigkeiten handelt es sich
um die üblichen Einarbeitungsmodali-
täten eines neuen Arbeitnehmers.

Hoheitliche Einwirkungen in die Rech-
te der Petentin liegen nicht vor. Ein An-
spruch  auf  Entschädigungszahlungen
der Stadtgemeinde nach dem Aufopfe-
rungsgrundsatz kommt daher nicht in
Betracht. Die Petentin ist im Übrigen be-
reits im Vorfeld durch die Kataster und
Vermessung Bremen (KVB) darauf hin-
gewiesen  worden,  dass  für  eventuell
durch  die  fehlende  Abmarkung  ent-
standene Schäden oder Verluste gene-
rell  der  öffentlich  bestellte  Vermes-
sungsingenieur haftet.
Es bleibt der Petentin jedoch unbenom-
men, ihre Forderungen gegen die Stadt-
gemeinde Bremen im Klagewege durch-
zusetzen. Gemäß § 40 Abs. 2 VwGO
wäre für vermögensrechtliche Ansprü-
che  aus  Aufopferung  der  ordentliche
Rechtsweg gegeben. Dazu bedarf es zu-
nächst  eines  formellen  Verwaltungs-
verfahrens und ist nicht im Wege einer
Petition zu klären. Ein entsprechender
Antrag  auf  Entschädigung  wäre  beim
Senator für Bau und Umwelt zu stellen.

S 15/245 Zahlung einer angemessenen Ent-
schädigung  unter  Aufopferungs-
gesichtspunkten


